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Antrag 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


über den Antrag der Landesregierung Baden-Württemberg vom 
20. Juni 1974 beim Bundesverfassungsgericht auf Erlaß einer 
einstweiiigen Anordnung zum Fünften Gesetz zur Reform des Strafrechts 
(Az: 1 bvq 4/74) 

A. Problem 

Der Antrag der Landesregierung Baden-Württemberg auf Erlaß 
einer einstweiligen Anordnung ist dem Deutschen Bundestag 
vom Bundesverfassungsgericht mit einer Ladung zur münd- 
lichen Verhandlung zugeleitet worden. Der Bundestag hat in 
dem Verfahren ein Recht zur Äußerung bzw. zum Verfahrens- 
beitritt. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, von einer Äußerung 
oder einem Verfahrensbeitritt abzusehen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 
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Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von einer Äußerung oder einem Beitritt zu dem Verfahren vor dem Bundes- 
verfassungsgericht über den Antrag der Landesregierung Baden-Württemberg 
auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung zum Fünften Gesetz zur Reform des 
Strafrechts abzusehen. 


Bonn, den 21. Juni 1974 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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